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(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. Bitte, Frau Ministerin, seien Sie so 
nett und bleiben Sie noch einen Moment vorne, weil 
Herr Kollege Marsching von der Piratenfraktion eine 
Kurzintervention angemeldet hat. Das heißt, er be-
kommt jetzt 90 Sekunden Zeit und sie danach eben-
falls 90 Sekunden, um darauf einzugehen, falls Sie 
es möchten. – Herr Kollege Marsching, bitte. 

Michele Marsching (PIRATEN): Vielen Dank, Herr 
Präsident. Bei meinem aktuellen Lieblingsspiel „Ro-
cket League“ heißt das „Verlängerung“; da bekommt 
man dann noch ein bisschen Extrazeit obendrauf. 

Ich höre hier von allen Fraktionen: Der eSport ist an-
erkennungswürdig; man sollte den eSport fördern; 
das sollte in den Ausschuss gehen. Ich hoffe, die 
FDP-Fraktion wollte uns ärgern, indem sie immer 
vom „E-Sport“ redet. Ich finde das ein bisschen be-
fremdlich, aber gut. 

Mein Appell wäre: Dann suchen wir doch gemeinsam 
Wege und überlegen wir doch – und es sind ja ge-
rade auch durchaus Kritikpunkte angeklungen –, ei-
nen solchen Antrag noch einmal, eventuell sogar ge-
meinsam, zu stellen. 

Wir haben hier einen Unterschied. Wir reden hier 
vom Sport; das ist für mich gar keine Frage. Nur weil 
hier die Sportler aus dem Kinderzimmer und aus dem 
Arbeitszimmer rekrutiert werden und sich nicht in der 
Kneipe vor der Dartscheibe oder auf dem Fußball-
platz einfinden, ist das nicht weniger Sport. 

Hier Profisport und Breitensport in einen Topf zu wer-
fen, halte ich für ein ganz schwieriges Thema. Wir 
sollten nicht vergessen: Wir reden über Hunderttau-
sende Menschen in Deutschland, die sich abends 
vor ihren Rechner setzen und dort ihrem Lieblings-
spiel frönen, ihrem Sport frönen. Nur weil das in ei-
nem Clan oder in einer Gilde passiert und nicht in ei-
nem eingetragenen Verein, ist das nicht weniger 
Sport und nicht weniger förderungswürdig. 

Ich sage: Wir sollten hier gemeinsam darauf hinar-
beiten – das hätte in jedem Redebeitrag vorkommen 
müssen –, 

(Unruhe) 

dass wir den eSport fördern, statt den „E-Sport“ hier 
kleinzureden. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Marsching. – Frau Ministerin, Sie haben 
das Wort für bis zu 90 Sekunden. 

Christina Kampmann, Ministerin für Familie, Kin-
der, Jugend, Kultur und Sport: Wenn ich es richtig 

verstanden habe, hat sich Ihre Aufforderung eher an 
die Fraktionen gerichtet. 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Wir können 
das auch zusammen machen, kein Problem!) 

– Okay. Aber ich hatte es am Anfang Ihres Redebei-
trages so verstanden, dass Sie sich durchaus doch 
noch wünschen, das Thema im Ausschuss zu disku-
tieren und zu schauen, wie man es dort weiterentwi-
ckeln kann. Das klang ja auch von einigen der vor-
hergehenden Redner an. Aber ich denke, das ist kein 
Thema für die Landesregierung. 

Ich habe gesagt: Ich bin sehr gespannt, wie der or-
ganisierte Sport dieses Thema weiter diskutieren 
wird, und werde es mit Interesse weiterverfolgen. 
Aber ich habe auch klar gesagt, dass wir als Landes-
regierung die Autonomie des Sports an dieser Stelle 
respektieren. Das ist auch nach Ihrer Kurzinterven-
tion noch meine Meinung. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Mi-
chele Marsching [PIRATEN]: Okay!) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. So weit Kurzintervention und Ent-
gegnung darauf. – Meine Kolleginnen und Kollegen, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Das 
heißt, ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Piratenfraktion hat, wie vielfach erwähnt, direkte Ab-
stimmung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
16/12104 beantragt. Ich darf fragen, wer dem Pira-
tenantrag seine Zustimmung geben möchte. – Das 
ist die Piratenfraktion. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält 
sich der Stimme? – Das sind die Kolleginnen und 
Kollegen der FDP-Fraktion. Damit stelle ich fest, 
dass der Antrag Drucksache 16/12104 abgelehnt 
ist. 

Ich rufe auf: 

5 Erstes allgemeines Gesetz zur Stärkung der 
Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9761 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/12130 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/12188 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
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Drucksache 16/12189 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/12190 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/12191 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/12192 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/11982 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/11983 

zweite Lesung 

Meine Damen und Herren, bevor ich die Debatte er-
öffne, weise ich darauf hin, dass die Aussprache zu 
diesem Tagesordnungspunkt von einem Gebärden-
dolmetscher übersetzt wird. Hierzu darf ich den Ge-
bärdendolmetscher, Herrn Rollhäuser, sehr herzlich 
willkommen heißen. 

(Beifall) 

Er steht jetzt neben dem Rednerpult. Bei der Über-
tragung der Debatte im Videostream über die Inter-
netseite werden also gleichzeitig die Rednerin bzw. 
der Redner und der Gebärdendolmetscher zu sehen 
sein.  

Nach diesen Bemerkungen zum Verfahren eröffne 
ich die Debatte und erteile für die SPD-Fraktion als 
erstem Redner Herrn Kollegen Neumann das Wort.  

Josef Neumann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Erste all-
gemeine Gesetz zur Stärkung der Sozialen Inklusion 
in Nordrhein-Westfalen, abgekürzt: Inklusionsstär-
kungsgesetz, wird heute voraussichtlich verabschie-
det. Das ist ein sehr guter Tag für Menschen mit Be-
hinderung in Nordrhein-Westfalen.  

Wir werden heute für die Menschen mit Behinderung 
mehr Demokratie schaffen. Das langjährige Wahlver-
bot für Menschen mit Behinderung, die unter Vollbe-
treuung stehen, wird heute in Nordrhein-Westfalen 
abgeschafft.  

(Beifall von der SPD und Josef Hovenjürgen 
[CDU]) 

Wer sich mit der Geschichte dieses Wahlverbotes 
beschäftigt, muss weit in der Geschichte zurückge-

hen: in die Zeit des Kaiserreichs, der Weimarer Re-
publik und erst recht in die Zeit des Nationalsozialis-
mus.  

Ich finde: Heute ist ein sehr guter Tag, in dieser Ge-
schichte einen Schnitt zu machen und das Wahlrecht 
auf kommunaler und Landtagsebene zugunsten der 
Menschen mit Behinderung zu beschließen. Das, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ist ein Novum in der 
gesamten Bundesrepublik und in allen Bundeslän-
dern. Wir können alle gemeinsam stolz darauf sein.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Dieses Gesetz hat natürlich in Nordrhein-Westfalen 
einen langen Vorlauf. Sie erinnern sich sicherlich an 
die Debatte im Juli 2012, als wir mit dem Antrag „Eine 
Gesellschaft für alle – NRW inklusiv“ die Grundlagen 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention in diesem Land geschaffen haben.  

Diesem folgte ein umfassender Aktionsplan der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen mit 100 Maßnah-
men in allen Lebensbereichen. Diese Lebensberei-
che haben die Themen „Inklusion“ und „Menschen 
mit Behinderung“ in den Mittelpunkt der Gesellschaft 
gestellt. In vielen gesellschaftlichen Bereichen läuft 
dieser Aktionsplan nach wie vor. Wer sich damit be-
schäftigt, weiß, dass er entscheidend dazu beigetra-
gen hat, das Bild von Menschen mit Behinderung in 
der Gesellschaft positiv zu verändern.  

Das Inklusionsstärkungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
ist ein Artikelgesetz. Es ist kein Leistungsgesetz, wie 
es manch einer meint. Dieses Artikelgesetz schafft 
etwas ganz Neues, nämlich in diesem Bundesland 
erstmals eine inklusive Rechtskultur. Es verbindet 
viele bestehende Landesgesetze miteinander im 
Sinne der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention. Wir als Bundesland schreiben diese 
Konvention mit dem Inklusionsstärkungsgesetz fest. 
Darauf können wir stolz sein.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben zu Recht viele Hinweise und Anregungen, 
die es in der Anhörung und in den Stellungnahmen 
gab, aufgenommen und in den Änderungsantrag zu 
dem vorliegenden Gesetzentwurf richtig eingebaut, 
wie ich finde.  

Meine Damen und Herren, dass zukünftig die Agen-
tur Barrierefrei NRW gesetzlich abgesichert wird, 
dass die Monitoringstelle zur Überprüfung der UN-
Behindertenrechtskonvention auch in Nordrhein-
Westfalen als Beratungs- und Überwachungsinstru-
ment zur Verfügung stehen wird, dass die Leichte 
Sprache und die Gebärdensprache in Nordrhein-
Westfalen eingeführt werden, sind in einem Bundes-
land Nova für Menschen mit Behinderung.  

Ich bin davon überzeugt, dass wir auch in vielen ein-
zelnen Bereichen, wenn es etwa um die Stärkung der 
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Situation behinderter Mädchen und Frauen, um Ge-
hörlose und um das Durchsetzen von Gebärden-
sprachdolmetschern im Schulbetrieb, in der Kita, in 
der Kindertagespflege – dort gab es viele Streitigkei-
ten – geht, neue Verbindlichkeiten schaffen. Beim 
Wohnen werden wir Hilfen aus einer Hand anbieten 
können, indem wir Zuständigkeiten neu geregelt ha-
ben.  

Nordrhein-Westfalen hat damit einen sehr großen 
weiteren Schritt zur Umsetzung der BRK auf den 
Weg gebracht. Ich appelliere an möglichst alle in die-
sem Landtag, heute dafür Sorge zu tragen, dass die 
Menschen mit Behinderung in Nordrhein-Westfalen 
auch die Vorreiterrolle erhalten, wenn es darum geht, 
ihre Rechte wahrzunehmen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Neumann. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Preuß.  

Peter Preuß (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe für die CDU-
Landtagsfraktion mehrfach in Redebeiträgen auch 
hier im Plenum deutlich gemacht, wie selbstver-
ständlich und wichtig es für uns ist, für alle Menschen 
gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen, zu orga-
nisieren und, soweit nötig, die gesetzlichen Grundla-
gen hierfür zu schaffen.  

Benachteiligungen müssen beseitigt werden: in den 
Köpfen wie im Handeln auf allen staatlichen Ebenen.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Die UN-Behindertenrechtskonvention beinhaltet den 
Auftrag, bestehende Landesgesetze an die Vorga-
ben der UN-Konvention anzupassen. Der Auftrag be-
steht darin, alle staatlichen Ebenen zur Öffnung aller 
Lebensbereiche für Menschen mit Behinderungen zu 
verpflichten. Es geht nicht darum, irgendein Inklusi-
onsgesetz zu formulieren, sondern darum, ein wirk-
sames, handwerklich gut gemachtes Gesetz zu ver-
abschieden.  

Das von der Landesregierung vorgelegte und heute 
zu beschließende Inklusionsstärkungsgesetz bleibt 
weit hinter diesem Anspruch zurück.  

(Beifall von der CDU und den PIRATEN) 

Es ist schon eine Zumutung für die betroffenen Men-
schen, dass sie heute ein Gesetz zur Kenntnis neh-
men müssen, das im Wesentlichen aus weitgehend 
unverbindlichen Erklärungen besteht, und das sie-
ben Jahre nach Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtkonvention.  

Meine Damen und Herren, es ist doch nicht zu über-
sehen, dass der vorliegende Gesetzentwurf deutlich 
von der Strategie geprägt ist, Kosten zu vermeiden. 

Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktio-
nen sind nicht bereit, auch die Finanzverantwortung 
für Inklusion in Nordrhein-Westfalen zu übernehmen. 
Konnexitätsregelungen fehlen.  

Der Gesetzentwurf besteht aus Appellen und weitge-
hend unverbindlichen Formulierungen. Die Experten 
erklärten in der Anhörung deshalb, dass – ich zi-
tiere – nicht zu erwarten sei, dass das Ziel des Inklu-
sionsstärkungsgesetzes, die Stärkung der Sozialen 
Inklusion behinderter Menschen, erreicht wird.  

Ein weiteres enttäuschendes Kernstück des Geset-
zes sind Zielvereinbarungen, die mit den Verbänden 
geschlossen werden sollen. Es ist aus unserer Sicht 
ein grundlegender Fehler des Gesetzentwurfs, den 
Menschen mit Behinderungen die Aufgabe zu über-
tragen, selbst für Inklusion und den Abbau von Barri-
eren zu sorgen. Die ratifizierte Konvention verpflich-
tet demgegenüber die Landesregierung, die – ich zi-
tiere – volle Verwirklichung zu gewährleisten und zu 
fördern.  

Meine Damen und Herren, die Auswertung der An-
hörungen hat einen umfassenden Nachbesserungs-
bedarf aufgezeigt. Mein Vorredner hat eben hier dar-
gestellt, dass einige Anregungen aus der Anhörung 
aufgenommen worden seien. Das kann nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass es sich dabei um allgemeine 
Formulierungen handelt, die im Grunde nicht weiter-
helfen.  

(Beifall von der CDU) 

Deshalb, meine Damen und Herren, legen wir einige 
Änderungsanträge vor. Wir wollen mit unseren An-
trägen auf die besonderen Lebenssituationen von 
Menschen mit Behinderungen aufmerksam machen, 
die für andere so nicht erlebbar sind, und konkrete 
Verbesserungsvorschläge vorlegen.  

Ein CDU-Antrag, den wir ursprünglich gestellt hatten, 
hat sich erledigt. Er betrifft das Wahlrecht für Men-
schen, die unter Vollbetreuung stehen. Unser An-
trag – Herr Kollege Neumann hat ja dazu auch Aus-
führungen gemacht – ist übernommen worden. Das 
Recht, wählen zu dürfen, ist jedenfalls ein Bürger-
recht, auf dem unsere Demokratie aufbaut, und es 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass unter 
Vollbetreuung stehende Menschen nicht in der Lage 
wären, eine Wahlentscheidung zu treffen. Insofern ist 
das in der Tat ein guter Schritt in die richtige Rich-
tung.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Teilhabemöglichkeiten für Menschen, die Kom-
munikationsdienste benötigen, müssen abgesichert 
und schrittweise ausgeweitet werden. Leichte Spra-
che eröffnet Menschen mit Lernschwierigkeiten 
Selbstständigkeit. Sie haben darauf ein Recht wie 
blinde Menschen auf Blindenschrift. Wir wollen Eltern 
mit Behinderung wirksam unterstützen und notwen-
dige Fahrten schwerbehinderter Kinder auch in die 
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inklusive Schule sicherstellen. Wir wollen eine politi-
sche Partizipation,  

(Beifall von der CDU) 

die die Expertise und Selbstbestimmung der Selbst-
hilfeverbände anerkennt und nutzt, nicht eine kontrol-
lierte Pseudopartizipation.  

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion wird 
diesem Gesetzentwurf nicht zustimmen. Gleichwohl 
bleibt der dringende Appell an die Landesregierung 
bestehen, nicht weiter den einfachsten Weg zu su-
chen, sondern sich nach den Bedürfnissen der Be-
troffenen zu richten. – Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Preuß. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Frau Kollegin Grochowiak-Schmie-
ding.  

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Stellen Sie 
sich einfach mal vor, Sie seien in der Stadt unter-
wegs, hätten Ihre Angelegenheiten erledigt, gingen 
zurück zu Ihrem Auto – das hätten Sie irgendwo am 
Straßenrand abgestellt –, stiegen ein und wollten los-
fahren und es ginge nicht wegen zu viel Verkehr. Kei-
ner hielte an. Niemand ließe Sie aus Ihrer Parklücke 
heraus. Ihren Abendtermin könnten Sie quasi abha-
ken. Sie kämen auf jeden Fall zu spät.  

In dieser Situation würden Sie sicherlich nicht von 
sich sagen: Ich bin behindert. – Sie würden von sich 
sagen: Ich werde behindert. – Genauso ergeht es 
Menschen mit einer Sinnesbeeinträchtigung, Men-
schen mit einer geistigen, seelischen oder körperli-
chen Beeinträchtigung.  

Wir können sicherlich mit Fug und Recht behaupten: 
Hier in NRW sind wir im Vergleich zu anderen Bun-
desländern schon ganz gut aufgestellt. Zu den Son-
derwelten gibt es bei uns ein breites Angebot an Al-
ternativen, sowohl im Arbeits- als auch im Bildungs-
bereich und natürlich auch bei den Wohnangeboten. 
Tatsächlich haben sich auch die Kommunen – ich zi-
tiere – „vor Langem auf den Weg gemacht hin zu ei-
nem inklusiven Gemeinwesen“, wie uns die Vertrete-
rin der kommunalen Spitzenverbände, Frau Göppert, 
in der Anhörung versichert hat.  

In der Tat formulieren wir mit dem Inklusionsstär-
kungsgesetz keine neuen Aufgaben und übertragen 
auch keine neuen Aufgaben auf die Kommunen, 
sondern wir konkretisieren, wie in Nordrhein-Westfa-
len die UN-BRK und der Art. 3 unseres Grundgeset-
zes umgesetzt werden sollen. Um Be- und Entlas-
tungswirkungen des Gesetzes zu beobachten und 

gegebenenfalls darauf reagieren zu können, werden 
wir die Evaluationsklausel in das Gesetz schreiben.  

Insofern, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU, ist Ihr Antrag zur Konnexität auch schon längst 
überholt. Ziehen Sie ihn einfach zurück! Das gilt im 
Übrigen auch für die anderen Anträge, die Sie ge-
stellt haben, insbesondere zum Beispiel zu den kom-
munikationsunterstützenden Maßnahmen. Wenn Sie 
mal in den Haushalt schauen wollen: Dafür haben wir 
im Haushalt in diesem Jahr bereits einen Topf in 
Höhe von 400.000 € eingestellt.  

Überhaupt hätte ich gedacht, meine Damen und Her-
ren von der Opposition – von der CDU weiß ich, sie 
hat es nicht gemacht –, dass Sie die Zeit seit der Sit-
zung des Fachausschusses letzte Woche genutzt 
hätten und den Beschlussvorschlag des Ausschus-
ses gelesen hätten. Grundlage dieser Beschlussvor-
lage sind nämlich unsere rot-grünen Änderungsan-
träge. Diese wiederum sind ein Resultat unter ande-
rem aus dem Ergebnis vieler Gespräche, die ich mit 
Betroffenen, mit Betroffenenvertretungen und natür-
lich auch Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege ge-
führt habe. 

Wir werden verbindliche Forderungen umsetzen, 
ohne die Kommunen in ihrer Entscheidungs- und Ge-
staltungshoheit einzuschränken. Das ist uns wichtig. 
Die Gegebenheiten vor Ort sind ja sehr unterschied-
lich. So gibt es Kommunen, die zunächst im öffentli-
chen Raum Wege, Plätze, Gebäude barrierefrei ge-
staltet haben, und andere sind in den Dienstleis-
tungsangeboten weiter.  

Meine Damen und Herren, anders als die Bundesre-
gierung sind wir der Auffassung, dass die UN-BRK in 
allen gesellschaftlichen Bereichen umgesetzt wer-
den muss. Und so müssen auch bei der Vergabe öf-
fentlicher Förderung die Richtlinien und Forderungen 
des Inklusionsstärkungsgesetzes beachtet werden. 
Damit ist auch die freie Wirtschaft im Boot.  

Beispielhaft für ganz Deutschland – darüber ist nun 
schon mehrfach gesprochen worden – ist die Strei-
chung des Wahlrechtsausschusses.  

Wir werden die Partizipation der Betroffenen insge-
samt stärken. Sie werden aktive Unterstützung auch 
durch fachliche Beratung erhalten. Zur Leichten 
Sprache ist schon einiges gesagt worden. Auch die 
Agentur Barrierefrei, die wir nun gesetzlich veran-
kern, wurde bereits angesprochen. Als unabhängige 
Instanz zur Überwachung der Umsetzung der UN-
BRK in NRW werden wir das Institut für Menschen-
rechte beauftragen.  

Also: Mit den von uns eingebrachten Änderungen 
können wir ein Inklusionsstärkungsgesetz verab-
schieden, das einen starken Rahmen bildet für die 
Weiterentwicklung der gesellschaftlichen Inklusion in 
unserem Bundesland. Und das halte ich für eine gute 
Sache.  
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Verbindlichkeit, gestärkte Partizipation der Men-
schen mit Beeinträchtigung, das Land mit Vorbild-
funktion, die Forderungen dieses Gesetzes als Richt-
linie bei Fördervergaben – das alles bildet einen 
wichtigen Strang bei unseren Anstrengungen, Men-
schen mit Beeinträchtigung zu mehr Teilhabe und 
Selbstbestimmung zu verhelfen.  

Damit setzen wir im Übrigen auch einen Kontrapunkt 
zu dem, was die Bundesregierung mit ihrem Refe-
rentenentwurf zum Bundesteilhabegesetz plant. Die 
Große Koalition hat offenbar vor, den Kreis der Leis-
tungsempfängerinnen drastisch zusammenzustrei-
chen. Auch in Zukunft sollen Menschen mit Beein-
trächtigung die Barrieren, … 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit!  

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): …, 
die ihnen die Gesellschaft aufbaut, mit ihrem eigenen 
Einkommen und Vermögen beseitigen. Dafür dürfen 
sie in letzter Konsequenz dann noch nicht einmal 
mehr selbst entscheiden, wer und von wem und wie 
die benötigte Unterstützung erbracht werden soll. 
Eine derart rückwärtsgewandte … 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): … – 
ich komme zum Ende – und defizitorientierte Fürsor-
gepolitik, Herr Preuß, das ist tatsächlich eine Zumu-
tung für die Betroffenen.  

Aber das werden wir hier in NRW so nicht machen. 
Wir halten dem ein Gesetz entgegen, das die Men-
schen in den Mittelpunkt stellt und ihre emanzipatori-
sche Teilhabe stärkt. Sie sind in der Tat aufgerufen, 
meine Damen und Herren von der Opposition, …  

Präsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin! 

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): … 
diesen Schritt mitzugehen. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die FDP hat Herr Kollege Alda jetzt 
das Wort.  

Ulrich Alda (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir Freien 
Demokraten stehen dafür, dass Menschen mit Be-
hinderung selbstbestimmt, ohne Bevormundung ihr 
Leben gestalten können und die Chance auf gesell-
schaftliche Teilhabe in allen Lebensbereichen haben 

sollen. Niemand darf wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden. In diesem Sinne ist Inklusion für 
uns Menschen- und Bürgerrecht. 

Das Gesetz zur Stärkung der Sozialen Inklusion soll 
diesen Grundgedanken umsetzen. Wir haben den 
Entwurf intensiv im Ausschuss beraten. Ich möchte 
mich an dieser Stelle auch noch einmal für die zahl-
reichen Beiträge der Verbände bedanken. Am Ende 
bleiben aber aus unserer Sicht Licht und Schatten bei 
diesem Gesetz.  

So ist es gelungen, einige Anregungen aus der An-
hörung der Verbände aufzunehmen, zum Beispiel 
beim Wahlrecht für Menschen mit Behinderung unter 
rechtlicher Betreuung. In dieser Frage hat der Aus-
schuss unabhängig von der politischen Ausrichtung 
erkannt, dass eine Änderung der Wahlgesetze nötig 
ist.  

Herr Minister, am Freitag haben Sie in Hagen ja noch 
gefordert, wir sollten ein bisschen über die Grenzen 
der Fraktionen hinwegsehen. Das haben wir ge-
macht. Sie sehen, das ist alles möglich. 

Auf der anderen Seite waren die Fraktionen der Re-
gierungskoalition leider nicht bereit, weiteren Punk-
ten zuzustimmen. Sie haben alle vorliegenden Ände-
rungsanträge der CDU-Fraktion pauschal abgelehnt.  

(Zuruf von Manuela Grochowiak-Schmieding 
[GRÜNE]) 

Wir hätten uns hier stattdessen eine differenzierte, an 
der Sache orientierte Auseinandersetzung ge-
wünscht, wie wir sie für unsere Fraktion auch prakti-
ziert haben. Denn ein Teil der vorgeschlagenen Än-
derungen wie zum Beispiel bei der Zusammenset-
zung des Beirates hätte durchaus eine Zustimmung 
verdient gehabt. Diese Chance haben Sie nicht ge-
nutzt.  

Ich möchte auf einige inhaltliche Aspekte noch näher 
eingehen.  

Unsere Fraktion hatte sich bereits in den letzten Jah-
ren auf der Grundlage von Petitionen dafür einge-
setzt, dass bei Gesprächen mit hörbehinderten und 
gehörlosen Eltern in Schulen und Kitas die Kommu-
nikation unterstützt wird. Vorrangig geht es um den 
Rechtsanspruch auf Kostenübernahme durch unter-
stützende Dienste wie Gebärdendolmetscher auch 
für Elterngespräche und nicht nur in den Verwal-
tungsverfahren.  

Ich freue mich, dass wir diesen Rechtsanspruch jetzt 
endlich einführen, nachdem die Landesregierung 
lange Zeit nur auf Möglichkeiten einer Kostenüber-
nahme auf freiwilliger Basis verwiesen hat. Das ist 
ein wichtiger Schritt für die betroffenen Menschen.  

Aus der Anhörung haben wir die Frage der Verwen-
dung der Leichten Sprache mitgenommen. Sie ha-
ben dies zwar jetzt in den Wahlgesetzen aufgegrif-
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fen; wir hätten uns aber auch eine stärkere Veranke-
rung im Verwaltungshandeln gewünscht. Da sind die 
Änderungen vonseiten der Koalitionsfraktionen letzt-
lich halbherzig. 

(Zuruf von Manuela Grochowiak-Schmieding 
[GRÜNE]) 

– Sie hatten doch vorhin Gelegenheit zu sprechen. 
Warum haben Sie es dann nicht gesagt?  

Beim Inklusionsbeirat – ich habe es schon kurz an-
gesprochen – war unser Ziel eine stärkere Beteili-
gung der Betroffenen und der Selbsthilfe. Bei Ihnen 
besteht der Beirat vorwiegend aus Leistungsanbie-
tern und Experten, sprich: Vertretungen der Wohl-
fahrtsverbände, die ja nun unbestritten auch ihre ei-
genen Ziele verfolgen.  

Wir wollen aber nicht, dass so mehr über statt mit den 
Betroffenen diskutiert wird. Die FDP-Fraktion will die 
Politik für Menschen mit Behinderung nicht im Hin-
blick auf den Wahlkampf instrumentalisieren und 
nicht vorrangig auf eine kontroverse Auseinanderset-
zung setzen. Insofern kommt für uns eine pauschale 
Ablehnung dieses Gesetzes nicht infrage.  

In der Gesamtbetrachtung aller Sachfragen können 
wir aber der Beschlussempfehlung auch nicht zu-
stimmen. Da fehlte die Bereitschaft der Koalitions-
fraktionen, sinnvolle Anregungen vonseiten der Op-
position aufzunehmen. Ich habe zwei Beispiele dazu 
aufgeführt. Die FDP-Fraktion wird deshalb entspre-
chende Änderungsanträge unterstützen und sich bei 
der Beschlussempfehlung zum Gesetzentwurf ent-
halten.  

Zum Schluss komme ich noch zu den beiden Ent-
schließungsanträgen der CDU.  

Bei der Frage der Schülerfahrkosten ist aus unserer 
Sicht nicht ganz klar, ob die aufgeworfenen Prob-
leme in der Praxis tatsächlich so relevant sind. Wir 
unterstützen aber den Kernpunkt des Antrags, der zu 
dieser Frage einen Bericht an den Landtag fordert.  

Bei der Frage der Konnexität hat es sich die Landes-
regierung von Anfang an doch sehr leicht gemacht. 
Nach Ihrer Auffassung wird die Wesentlichkeits-
grenze der Konnexität nicht erreicht werden. Doch 
das beruht nur auf überschlägigen Berechnungen. 
Ein Beteiligungsverfahren mit den kommunalen Spit-
zenverbänden zur Untersuchung der finanziellen 
Auswirkungen haben Sie abgelehnt. Am Ende über-
tragen Sie wiederum Aufgaben an die Kommunen 
ohne finanziellen Ausgleich. Deshalb werden wir 
auch hier dem Entschließungsantrag zustimmen. – 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Alda. – Für die Piraten spricht Herr Kollege 
Düngel. 

Daniel Düngel (PIRATEN): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir haben jetzt schon eine 
ganze Menge zu dem vorliegenden Gesetzentwurf, 
zu den Änderungsanträgen, zu den Entschließungs-
anträgen gehört. Ich kann mich daher einigermaßen 
komprimiert zu unseren Positionen äußern. 

Die Richtung des vorliegenden Gesetzentwurfs und 
auch einer Änderungen, die mittlerweile eingefügt 
sind, ist gut. Allerdings – und das haben wir sowohl 
in der Anhörung deutlich gemacht als auch in den 
entsprechenden Ausschusssitzungen, wo wir dar-
über diskutiert haben – bleibt der Gesetzentwurf ir-
gendwo auf halber Strecke stehen.  

Im Gesetzentwurf wimmelt es nur so von unbestimm-
ten Rechtsbegriffen. Dort findet sich eine Ansamm-
lung von „würden“, „sollen“, „dürfte“, „müsste“ – das 
musste selbst der Berichterstatter in der letzten Aus-
schusssitzung zähneknirschend zugeben. 

Die Änderungsanträge der regierungstragenden 
Fraktionen bringen uns im Vergleich zum Ausgangs-
entwurf wieder eine kleine Etappe nach vorne. Aber 
auch da ist man nur ein Stückchen weitergekommen 
und noch weit davon entfernt, die UN-Behinderten-
rechtskonvention ernsthaft und richtig umzusetzen. 

Gerade diese Umsetzung wäre nicht nur wünschens-
wert im Sinne einer Rechtskonformität mit internatio-
nalem Recht; es wäre mehr als ein Signal an die Be-
troffenen. Das würde diesen ein Stück Sicherheit ge-
ben in einer Umgebung, die für viele noch immer un-
sicher ist. Denn nicht jeder der Betroffenen ist so 
stark wie es mancher Sachverständige war, den wir 
im Rahmen der Anhörung gesehen und gehört ha-
ben. Umso mehr hätte man den Äußerungen dieser 
Vertreter im wahrsten Sinne des Wortes ein stärke-
res Gehör verschaffen müssen, indem man zumin-
dest gewisse Standards umgesetzt hätte. 

Letztendlich sieht man aber auch bei dieser Gesetz-
gebung: Es kommt auf das Geld an, das das Land 
auszugeben bereit ist. Der Kollege Alda hat es vorhin 
ebenfalls erwähnt: Der Gesetzentwurf macht den 
Eindruck, dass er immer irgendwo am Rande der 
Konnexität entlangschippert. Wenn wir hier gemein-
sam ein richtiges Gesetz, ein ernsthaftes Gesetz ge-
schrieben hätten, dann würde dieses Gesetz auch 
tatsächlich Konnexität auslösen; es würde konkrete 
Lösungsvorschläge und konkrete Lösungsansätze 
bieten.  

All das liegt im vorliegenden Gesetzentwurf, wie er 
vermutlich gleich verabschiedet werden wird, nicht 
vor. Dazu scheint das Land bislang wohl noch nicht 
bereit zu sein. Man kann nur hoffen, dass sich dies in 
Zukunft noch ändert.  

Einen Hinweis kann ich mir an dieser Stelle nicht ver-
kneifen: Wir freuen uns darüber, dass diese Debatte 
von einem Gebärdensprachdolmetscher übersetzt 
wird, der auch im Stream zu sehen ist. Das ist gut, 
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und das loben wir als Piratenfraktion natürlich aus-
drücklich. 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, gelungene In-
klusion wäre es, wenn wir alle unsere Tagesord-
nungspunkte durch Gebärdensprachdolmetscher im 
Livestream übertragen würden. Denn nicht nur der 
aktuelle Tagesordnungspunkt betrifft alle Menschen 
draußen, sondern das gilt für sämtliche Tagesord-
nungspunkte, die wir hier beraten. Insofern schlage 
ich vor: Nehmen wir das doch einmal mit, seien wir 
als Landtag ein Vorbild und überlegen, ob wir nicht 
alle unsere Debatten hier im Landtag komplett von 
Gebärdensprachdolmetschern begleiten lassen. – In 
diesem Sinne herzlichen Dank. 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Düngel. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Herr Minister Schmeltzer.  

Rainer Schmeltzer, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich schließe mich den Ausführungen 
von Herrn Kollegen Neumann an: Heute ist ein guter 
Tag für Nordrhein-Westfalen; denn Nordrhein-West-
falen ist das erste Bundesland, das die allgemeinen 
Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonven-
tion in Landesrecht umsetzt. 

Menschen mit Behinderung müssen von Vornherein 
ganz selbstverständlich dazugehören. Zur Verwirkli-
chung von Inklusion braucht es eben Orientierung; 
wenn man so will: einen Leitfaden zur Stärkung des 
inklusiven Bewusstseins bei den Verantwortlichen in 
Politik, in Verwaltung, aber auch in Gesellschaft. 

Hierzu war und ist unser Aktionsplan „Eine Gesell-
schaft für alle – NRW inklusiv“ ein wichtiger Schritt. 
Mit dem Inklusionsstärkungsgesetz gehen wir nun 
konsequent weiter auf dem Weg in die inklusive Ge-
sellschaft. Das hat Vorbildcharakter, auch für andere 
Bundesländer. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Von zentraler Bedeutung sind dabei für uns die Stär-
kung der Selbstbestimmung und der Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung sowie die Schaffung um-
fassender Barrierefreiheit.  

Durch das Inklusionsstärkungsgesetz erreichen wir 
ganz konkrete Verbesserungen für die Menschen mit 
Behinderung, zum Beispiel die Stärkung und Verein-
fachung des selbstbestimmten Wohnens von Men-
schen mit Behinderung durch Hilfen aus einer Hand. 
Hierzu gehört auch die Stärkung der Beteiligungs-
rechte der Menschen mit Behinderung durch die Ver-
ankerung des Inklusionsbeirates als Mitwirkungsgre-
mium auf Landesebene. 

Gestatten Sie mir den Hinweis, Herr Kollege Alda: 
Natürlich gehören diesem Inklusionsbeirat unter an-
derem an: die Wohlfahrtsverbände, die kommunalen 
Spitzenverbände, die Gewerkschaften, der Arbeitge-
berverband, aber selbstverständlich auch die Behin-
dertenverbände. 

Des Weiteren gehört dazu mehr Verbindlichkeit für 
die Verhandlungen über die Zielvereinbarung zur 
Barrierefreiheit zwischen den Verbänden der Men-
schen mit Behinderung und den Trägern öffentlicher 
Belange durch die Einführung einer Begründungs-
pflicht bei Abbruch der Verhandlungen. 

Dies, meine Damen und Herren, sind nur einige Bei-
spiele für diverse konkrete Verbesserungen. Gene-
rell sind wir der Auffassung, dass so wenig wie mög-
lich in Sondergesetzen zu regeln ist. Die Situation be-
hinderter Menschen ist in allen Fachgesetzen mitzu-
denken und natürlich auch zu berücksichtigen. Auch 
das, meine Damen und Herren, ist Inklusion. 

Im Übrigen geht es um mehr als um die Maßnahmen. 
Wichtig sind auch der Bewusstseinswandel in der 
Gesellschaft und der Abbau von Barrieren in den 
Köpfen. Wir wollen bei dem Thema „Inklusion“ nicht 
nur, wie man so schön sagt, im eigenen Saft schmo-
ren.  

Darum bin ich froh, dass künftig eine unabhängige 
und überörtliche Monitoringstelle beim Deutschen 
Institut für Menschenrechte in Berlin eingerichtet 
wird, die die Durchführung der Behindertenrechts-
konvention in NRW überwacht und weiter fördert. So-
mit, Herr Kollege Preuß, wird Ihr Hinweis, dass die-
ses Inklusionsstärkungsgesetz den Ansprüchen der 
Behindertenrechtskonvention nicht genügt, deutlich 
entkräftet, denn wir lassen uns an dieser Stelle be-
wusst überwachen. Sowohl das Deutsche Institut für 
Menschenrechte als auch der Inklusionsbeirat wer-
den uns auf dem Weg zur inklusiven Gesellschaft be-
gleiten und weiterhin ständig beraten. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, mit dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Stärkung der Sozialen Inklusion 
in Nordrhein-Westfalen steht heute ein Schlüsselpro-
jekt auf dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft zur 
Abstimmung. Es ist jetzt die Aufgabe von allen, den 
roten Faden, den das Gesetz durch seinen übergrei-
fenden rechtlichen Rahmen vorgibt, auf dem weite-
ren Weg bei uns in Nordrhein-Westfalen zu nutzen, 
umzusetzen und damit Inklusion mit den Betroffenen 
und in ihrem Sinne zu gestalten.  

Nordrhein-Westfalen geht heute als erstes Bundes-
land einen wichtigen Schritt hin zu mehr Selbstbe-
stimmung und mehr Teilhabe. Ich bin mir absolut si-
cher, dass der Gesetzgeber, Herr Preuß, nicht die 
Landesregierung, sondern der Gesetzgeber, nämlich 
das Parlament, heute weise und richtig über den vor-
gelegten Gesetzentwurf des Inklusionsstärkungsge-
setzes abstimmen wird. 
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Gestatten Sie mir noch einen Hinweis – ich glaube, 
im Namen aller Fraktionen im Hause zu sprechen; 
der Kollege vor mir hat es auch schon angespro-
chen –: ein herzliches Dankeschön an den Gebär-
densprachdolmetscher, der hier für alle Fraktionen 
übersetzt hat. Das ist nicht immer ganz einfach, wenn 
man alle Beiträge eins zu eins zu übersetzen hat. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und für die-
ses hervorragende Gesetz. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)  

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Mi-
nister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegen 
keine weiteren Wortmeldungen vor. Das bleibt auch 
so. Dann schließe ich an dieser Stelle die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich möchte Sie gerne, 
weil wir mehrere Abstimmungen durchzuführen ha-
ben, darüber informieren, dass wir über fünf Ände-
rungsanträge, die Beschlussempfehlung und an-
schließend über zwei Entschließungsanträge abzu-
stimmen haben. Das sind insgesamt acht Abstim-
mungen. 

Ich rufe die erste Abstimmung auf, und zwar über den 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU Drucksa-
che 16/12188. Wer diesem Änderungsantrag seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist die CDU-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
die Piraten. Wer enthält sich? – Demzufolge die FDP. 
Dann ist mit dem festgestellten Abstimmungsergeb-
nis der erste Änderungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe den zweiten Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU Drucksache 16/12189 auf. Wer möchte 
diesem Antrag zustimmen? – Das sind die CDU, die 
FDP und die Piraten. Wer stimmt dagegen? – SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Möchte sich jemand 
enthalten? – Das ist nicht der Fall. Dann ist mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis auch der zweite 
Änderungsantrag der CDU abgelehnt.  

Ich rufe den dritten Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU Drucksache 16/12190 auf. Wer stimmt die-
sem Änderungsantrag zu? – Das sind CDU und FDP. 
Wer stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und die Piraten. Gibt es Stimmenthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Dann ist mit dem soeben fest-
gestellten Abstimmungsergebnis auch dieser Ände-
rungsantrag der CDU-Fraktion abgelehnt. 

Ich rufe den vierten Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU Drucksache 16/12191 auf. Wer stimmt die-
sem Änderungsantrag zu? – Das sind CDU, FDP und 
die Piraten. Wer stimmt dagegen? – SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Gibt es Stimmenthaltungen? – 
Das ist offensichtlich nicht der Fall. Dann ist mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis auch der vierte 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU abgelehnt. 

Ich rufe den fünften Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU Drucksache 16/12192 auf. Wer 
stimmt hier zu? – Das ist die CDU-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen. 
Demzufolge enthalten sich? – FDP und die Pira-
ten. Dann ist mit dem festgestellten Abstimmungs-
ergebnis auch der fünfte Änderungsantrag der 
CDU abgelehnt. 

Wir kommen zur sechsten Abstimmung, nämlich 
über den Gesetzentwurf Drucksache 16/9761. Der 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
empfiehlt in Drucksache 16/12130, den Gesetzent-
wurf in der Fassung seiner Beschlüsse anzuneh-
men. Wir kommen somit zur Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung, nicht über den Gesetzent-
wurf. Wer der Beschlussempfehlung seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. – Das sind SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die CDU und die 
Piraten. Dann sind die Enthaltungen wie angekün-
digt bei der FDP. Mit dem festgestellten Abstim-
mungsergebnis ist damit die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses Drucksache 16/12130 und 
damit auch der Gesetzentwurf Drucksache 
16/9761 in der Fassung der Beschlüsse des 
Ausschusses angenommen worden. 

Wir kommen zur siebten Abstimmung, nämlich 
über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU Drucksache 16/11982. Wer möchte diesem 
Entschließungsantrag zustimmen? – Das sind 
CDU-Fraktion und die Piraten. Wer stimmt dage-
gen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen. Und die 
Stimmenthaltungen bei der FDP. Damit ist mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis der Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU abge-
lehnt. 

Wir kommen zur achten und damit letzten Abstim-
mung, und zwar über den zweiten Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU Drucksache 
16/11983. Wer möchte zustimmen? – CDU, FDP 
und Piraten. Wer stimmt dagegen? – SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Möchte sich jemand ent-
halten? – Das ist nicht der Fall. Damit ist mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis auch der 
zweite Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU abgelehnt.  

Wir sind am Ende des Tagesordnungspunktes 5.  

Ich möchte in unser aller Namen für das wirklich 
anstrengende, aber großartige Gebärdendolmet-
schen unserem Gebärdensprachdolmetscher 
Herrn Rollhäuser ganz herzlich danken. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vielen Dank, Herr Rollhäuser. Sie dürfen gerne 
bleiben. Aber ich rufe jetzt schon einmal Tagesord-
nungspunkt 6 auf: 
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